Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 2597 

08. 10. 74 


Sachgebiet 912 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Stücklen, Lemmrich, Höcherl, Dr. Jobst, Dr. Dollinger, Dr. Warnke, 
Dr. Kunz (Weiden), Niegel, Röhner, Kiechle, Dr. Kempfier, Dr. Zimmermann, Dr. Müller 
(München), Spilker, Gerlach (Obernau), Biehle, Dr. h. c. Wagner (Günzburg), Hösl 
und Genossen 


betr. Bundesfernstraßenbau in Bayern 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. In ihrer Broschüre „Die Leistungen des Bundes für den Frei- 
staat Bayern"' sagt die Bundesregierung zur Kritik einzelner 
Länder: „Dabei wurde stets mit den Strukturdaten argumen- 
tiert, die aus der Sicht des jeweiligen Landes ein Maximum 
an Mitteln versprachen." 

a) Welche Strukturdaten hat die Bundesregierung als 
Grundlage für die Quotenzuteilung im 1. Fünfjahresplan 
benützt? 

b) Wie verhält sich die für Bayern gemäß Seite 7 der Bro- 
schüre veranschlagte Quote von 16,5 v. H. mit den der 
Bundesregierung bekannten Anteilen des Landes an den 
verwendeten Strukturdaten im einzelnen? 

c) Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß mit 16,5 v. H. 
nicht einmal der auf Seite 10 der Broschüre genannte An- 
teil des Landes von 17,8 v. H. im kommunalen Straßen- 
bau erreicht wird, obwohl im Fernstraßenbau zum Ein- 
fluß des eigenen Kraftfahrzeugbestandes noch der Frem- 
denverkehr (Transit- und Urlauberverkehr) und die not- 
wendige Erschließung strukturschwacher Räume hinzu- 
kommen? 

2. Bayern hatte im 1. Ausbauplan (1959 bis 1970) einen Anteil 
von 18,9 V. H. Da dieser Anteil nicht ganz ausreichte, um mit 
der Entwicklung des Bundesgebietes Schritt zu halten, stellte 
der damalige Bundesverkehrsminister Leber am 23. Juni 
1969 der bayerischen Öffentlichkeit für den neuen Ausbau- 
plan einen Anteil von etwa 25 v. H. in Aussicht und forderte 
das Land auf, die entsprechenden Planstellen zu schaffen. 

a) Wie erklärt es sich die Bundesregierung, daß dann nach 
Bildung der sozialliberalen Koalition ohne vorherige 
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Fühlungnahme mit dem Land im Frühjahr 1970 trotz der 
bekannten Schwerpunkte durch die olympiabedingten 
Maßnahmen und den Autobahnring München der Anteil 
statt erhöht unverhältnismäßig stark auf 16,5 v. H. ge- 
kürzt wurde? 

b) Wie verhält sich diese Kürzung mit der Erklärung der 
Bundesregierung, daß es ihr Anliegen sei, die Flächen- 
staaten und die strukturschwachen Gebiete einschließlich 
des Zonenrandgebietes beim Straßenbau mit Vorrang zu 
bedienen? 

c) Ist die Bundesregierung bereit, aus dem ihr nunmehr vor- 
liegenden Gutachten der Professoren Müller / Schaech- 
terle bei der Aufstellung des 2. Fünf jahresplanes und der 
Fortschreibung des Bedarfsplanes die entsprechenden, 
darin aufgezeigten Konsequenzen zu ziehen? 

3. Um wieviel stieg der Bundesfernstraßenhaushalt in den vier 
Jahren von 1971 bis 1974 gegenüber dem vorhergehenden 
3, Vierjahresplan (1967 bis 1970) absolut und in Prozent 

a) beim Länderanteil insgesamt, 

b) beim Anteil Bayerns? 

4. Nach Seite 7 der Broschüre „Die Leistungen des Bundes für 
Bayern" soll Bayern im 1. Fünf jahresplan insgesamt nur 
16,7 V. H. erhalten. Wie gedenkt die Bundesregierung den 
durch drastische Kürzung des bayerischen Anteils dann 
schon fünfjährigen Rückschritt gegenüber der allgemeinen 
Entwicklung des Bundesgebietes im 2. Fünfjahresplan bei 
Bayern wieder auszugleichen? 

5. Die Bundesregierung trifft auf Seite 17 ihres Kursbuches für 
die Verkehrspolitik „Der Mensch hat Vorfahrt" die Aussage; 
„mehr Mittel für den öffentlichen Personennahverkehr in 
Ballungsgebieten, in schwachstrukturierten Gebieten aber 
mehr Mittel für den Straßenbau." 

a) Wie wird die Bundesregierung diese Aussage bei der 
Aufstellung des 2. Fünfjahresplanes in die Tat umsetzen? 

b) Wird sie bei der Fortschreibung des Ausbauplanes diese 
Aussage auch bei der für die Berechnung der künftigen 
Verkehrsbelastungen in erster Linie ausschlaggebenden 
Netzgestaltung entsprechend berücksichtigen und den in 
den Ballungsbereichen anfallenden starken regionalen 
Verkehr mehr den kommunalen Verkehrseinrichtungen 
zuweisen? 

c) Wird die Bundesregierung bei der Aufstellung des 
2. Fünf jahresplanes auch den starken Ferienreiseverkehr 
in den Monaten Mai bis Oktober voll berücksichtigen, 
der das Bundesfernstraßennetz in Bayern stark belastet 
und der im 1. Fünf jahresplan unzureichend in Ansatz ge- 
bracht wurde? 
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d) Wie will die Bundesregierung bei der Fortschreibung 
des Bedarfsplanes den Verpflichtungen aus § 4 des Zo- 
nenrandgebietes nachkommen? 

e) Ist die Bundesregierung bereit, zur Sicherstellung der Be- 
dürfnisse des Zonenrandgebietes hierfür einen Sockel- 
betrag im Bundeshaushalt einzubringen und anteilmäßig 
auf die betroffenen Länder aufzuteilen? 


Bonn, den 8. Oktober 1974 


Stücklen 

Lemmrich 

Höcherl 

Dr. Jobst 

Dr. Dollinger 

Dr. Warnke 

Dr. Kunz (Weiden) 

Niegel 

Röhner 

Kiechle 

Dr. Kempfier 

Dr. Zimmermann 

Dr. Müller (München) 

Spilker 

Gerlach (Obernau) 

Biehle 

Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 
Hösl 

Dr. Aigner 
Dr. Althammer 
Dr. Fuchs 
Gierenstein 
Handlos 
Dr. Probst 
Rainer 

Dr. Riedl (München) 

Roser 

Frau Schleicher 

Dr. Schneider 

Dr. Schulze-Vorberg 

Dr. Wittmann (München) 

Ziegler 

Zoglmann 


3 



